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Vorbemerkungen 

Wer sich professionell mit Fragen des Umweltschutzes befaßt oder 
als interessierter Laie die Presse zu diesem Thema verfolgt, hat 
normalerweise ein festes (Vor-)Urteil. Er ist nicht mehr auf der of- 
fenen Suche nach Lösungen, sondern selektiert alle Informationen 
nach seinem spezifischen Verständnis der Umweltprobleme. Auch 
populärwissenschaftliche und fachspezifische Beiträge zum Thema 
Umweltschutz gehen meistens von vorgeprägten Lösungsansätzen 
aus. Dieses Vorgehen hat entscheidende Schwächen. Die Auseinan- 
dersetzung mit grundlegenden Fragen der umweltpolitischen Orien- 
tierung wird vernachlässigt. 

Mit der vorliegenden Arbeit wird versucht, diese Lücke in der 
wissenschaftlichen Diskussion zu thematisieren. Gefragt wird, ob 
und inwieweit praktisch eingeschlagene oder in der Literatur disku- 
tierte Lösungswege erfolgversprechend sein können. Es geht darum, 
die Axiomatik dieser Ansätze aufzudecken und kritisch zu überprü- 
fen. 

Wie notwendig grundsätzliches Nachdenken über die Leitbilder 
umweltpolitischen Handelns ist, mag nicht unmittelbar einsichtig 
sein. Immerhin wird in den industrialisierten Ländern des Westens 
seit etwa zwei Jahrzehnten Umweltpolitik betrieben. Über allge- 
meine Ziele und Prinzipien der Politik gibt es einen internationalen 
Konsens. Wichtige rechtliche, institutionelle und administrative Vor- 
aussetzungen dieser Politik sind geschaffen. Praktisch alle wissen- 
schaftlichen Disziplinen befassen sich mit dem Thema Umwelt. 
Umweltpolitik gehört zur Normalität des politischen Alltags. Aus 
alledem könnte geschlossen werden, daß wir auf dem richtigen Weg 
sind und es nur noch eine Frage der Zeit ist, bis zumindest die drän- 
gendsten Probleme gelöst sein werden. 

Tatsächlich lassen sich nicht wenige Zeitgenossen von den um- 
weltpolitischen Maßnahmen des Staates, dem eingesetzten Exper- 
tenwissen und den Forschungsaktivitäten beeindrucken und beruhi- 
gen. Trotz mancher Kritik im Detail vertrauen viele der Leistungsfä- 
higkeit der "Scientific Community" und glauben an die Problemlö- 
sungsfähigkeit des politisch-administrativen Systems. Das trifft auch 



auf die innerhalb der "normalen Wissenschaft" (Th. S. Kuhn) For- 
schenden zu. 

Gleichwohl sind die Defizite der Umweltpolitik nicht zu überse- 
hen. Ihre punktuellen Erfolge sind gemessen an den fast täglich neu 
auftauchenden Schäden, den bekannten katastrophenartigen Ent- 
wicklungen und den sich abzeichnenden Gefährdungen marginal. 
Die Probleme nehmen nicht ab, sondern scheinen geradezu expo- 
nentiell zu wachsen. Während man sich noch mit Altlasten und der 
Durchsetzung längst erprobter Techniken zur Emissionsreduktion 
befaßt oder in Europa über das Verbot verbleiten Benzins langwie- 
rige Abstimmungsprozesse in Gang setzt, nehmen bereits die er- 
kannten Umweltzerstörungen globale Ausmaße an. Perspektivlos 
stehen wir der Aufheizung der Atmosphäre und allen damit zusam- 
menhängenden Fragen gegenüber. Zum Energieproblem fällt uns 
nicht mehr als eine absurde Risikomischung ein. Der Natur und uns 
selbst muten wir unüberlegt zu, mit jährlich Hunderten von neuen 
Substanzen fertig zu werden. Und nichts geschieht zur Stabilisierung 
der Weltbevölkerung. Dabei sind die genannten Beispiele nur die 
Spitze des Problems, dessen Dimension und innere Dynamik uns 
verborgen bleiben. Der "Umweltleidensdruck, d.h. die Diskrepanz 
zwischen dem, was viele für unbedingt notwendig halten, und dem, 
was faktisch getan wird, nimmt zu. Offenbar liegen die Ursachen für 
das Versagen in der Umweltpolitik tiefer als gemeinhin angenom- 
men. 

Anknüpfend an die Tradition der Gewerbeordnung wird Umwelt- 
politik heute verstanden als eine den ökonomisch-technischen Fort- 
schritt lediglich flankierende Aufgabe. Man versucht, bestimmte 
Wirkungen dieses Fortschritts zu korrigieren, und zwar insbesondere 
solche, die das ökonomische Kosten-Nutzen-Kalkül nahelegt. Dazu 
bedient man sich der einzelnen wissenschaftlichen Disziplinen durch 
von vornherein enge, fachspezifische Fragestellungen. Auf diese 
Weise eingebunden ermitteln Naturwissenschaftler Schadstoffgrenz- 
werte, äußern sich Ingenieure zum Stand der Emissionsvermeidungs- 
technik, erstellen Ökonomen ihre empirischen Wirkungsanalysen 
und arbeiten Rechtswissenschaftler ihre Gutachten aus. Die Um- 
weltpolitik erscheint so insgesamt als wissenschaftlich bestmöglich 
abgesichert. Wer könnte auch mehr verlangen als die Berücksichti- 
gung des Standes der Wissenschaften? 

Hinter dieser beliebten, oft rhetorisch gestellten Frage steht offen 
der Versuch einer Immunisierung der Umweltpolitik durch Wissen- 
schaft. Man glaubt, sich so vor sich selbst und anderen legitimieren 
zu können. Doch keine noch so wissenschaftsgläubige positivistische 
Einstellung kann die greifbaren Umweltzerstörunge~i verdrängen. 
Die Wissenschaften und die an ihren Ergebnissen orientierte Um- 
weltpolitik müssen sich fragen lassen, ob sie nicht schon im Ansatz 
zu kurz greifen und ihr Wissensstand zur Lösung des komplexen 
Umweltproblems überhaupt hinreichend ist. Allerdings wird eben 
diese Frage so kaum gestellt und noch weniger diskutiert. Die Fun- 
damentalkritik ist von Anfang an andere Wege gegangen. Apriori- 
stisch werden Lösungswege in gesellschaftlichen Systemveränderun- 
gen und in ethischen Neuorientierungen gesucht. Man nimmt an, 
über ein neues Bewußtsein die herrschenden Muster überwinden zu 
können. Aber das bedeutet nur, andere Hypothesen über die Ursa- 
chen des Umweltproblems einzuführen. Es bedeutet nicht, sich mit 
den verschiedenen Prämissen direkt auseinanderzusetzen. 

Eine Analyse, die zu den axiomatischen oder im jeweiligen Kon- 
text paradigmatischen Gedankenbildern vordringen will, ist immer in 
Gefahr, selbst von nicht hinterfragten Postulaten auszugehen. Sie 
muß sich deshalb auf immanente Kritik konzentrieren. D.h., die In- 
terpretationen, (Vor-)Urteile und Theorien der Wissenschaften auf 
"letzte" implizite Wertentscheidungen zurückzuführen und diese mit 
dem Ziel "Erhaltung der Lebensgrundlagen" zu konfrontieren. Im 
Vordergrund stehen dabei Vorstellungen über die Arbeitsweise des 
ökonomischen Systems, über die Determinanten der technologischen 
Entwicklung und die Art naturwissenschaftlicher Erkenntnis, an 
denen sich die herrschende Umweltpolitik orientiert und die ihr die 
argumentative Basis geben. Nur wenn es gelingt, diese Vorstellungen 
als umweltpolitisch inadäquat zu identifizieren, ist der Weg frei für 
eine effiziente Strategie des Umweltschutzes. 

Bei einem solchen Vorgehen stößt man unausweichlich an Gren- 
zen der "positiven" Wissenschaft. Es zeigt sich, daß es keine objekti- 
vierbaren Maßstäbe gibt, nach denen umweltpolitische Ziele etwa im 
Sinne von Belastungsgrenzwerten formuliert werden könnten. Die 
Kluft zwischen dem, was wir wissen oder wissen können und der 
Komplexität des ökologischen Systems ist unüberwindbar. Konse- 
quenterweise folgt daraus eine rigorose Strategie der Minimierung 



anthropogener Interventionen in das unverstandene System Natur. 
Es bleibt nur das Sokratische "Nicht-Wissen" als Maxime umweltpo- 
litischen Handelns. Mehr Orientierung kann die Wissenschaft redli- 
cherweise nicht bieten. 

Diese Sicht macht jene ratlos, die dem tradierten aufklärerischen 
Wissenschaftsglauben verhaftet sind. Sie müssen erkennen, daß uns 
letztlich die positivistische Anmaßung in die Umweltkrise geführt hat 
und es deshalb geradezu wahnwitzig wäre, von ihr eine Lösung zu 
erhoffen. Was bleibt ist beklemmend. Denn zu Ende gedacht folgt 
daraus die Forderung nach einer Minimierung von menschlichen Ak- 
tivitäten schlechthin. Trotzdem: Wenn wir uns dieser Einsicht ver- 
schließen, haben wir keinen Zugang zum Kern des Umweltproblems. 
Entschieden werden muß darüber, wieviel Wissen wir uns über das 
in Interventionen liegende nicht spezifizierbare Risiko anmaßen, be- 
ziehungsweise darüber, inwieweit wir uns am "Nicht-Wissen" orien- 
tieren. So haben uns denn die "Erfolge" der positiven Wissenschaft 
zugleich an deren Grenze geführt. Sind wir also verwiesen auf Fra- 
gen der Ethik und Verantwortung - auf die Philosophie? Mit diesen 
Bemerkungen wird jedoch den folgenden Überlegungen weit voraus- 
gegriffen. Sie zeigen, wie weit der Rahmen dieser Arbeit gespannt 
ist. Doch jede Ausklammerung hätte von vornherein verhindert, das 
Problem im ganzen sichtbar werden zu lassen. 

Schwerpunkt der Arbeit ist gleichwohl die Auseinandersetzung 
mit der Okonomie, weil diese die größten Hindernisse für eine 
durchgreifende Umweltpolitik aufgetürmt hat. Sie blockiert bereits 
die einfachsten praktischen Schritte durch ihr im wesentlichen stati- 
sches Denkgebäude. Selbst Fragen des Umweltschutzes aufgeschlos- 
sene Ökonomen bleiben stehen bei vordergründigen Konflikthypo- 
thesen oder bei der ebenso unhaltbaren Vorstellung, gesamtwirt- 
schaftliche Probleme durch Umweltschutz lösen zu können. Dabei 
bietet die Geschichte der ökonomischen Analyse genügend Anhalts- 
punkte für die adäquate Einordnung des Gutes Umwelt in eine dy- 
namisch-evolutive Betrachtung sozio-ökonomischer Prozesse. Aber 
moderne Ökonomen finden dazu selten den richtigen Zugang, weil 
sie glauben, die heute herrschende Theorie hätte alle Einsichten der 
großen Klassiker ihres Faches verarbeitet. Und das ist nicht nur in 
diesem Zusammenhang ein Irrtum. 

Liberalen Okonomen müßte die hier vertretene Position aller- 
dings recht nahe liegen, und zwar aus zwei Gründen: Erstens beruht 
ihre Forderung nach Nicht-Intervention in das Marktsystem prinzi- 
piell auf der gleichen erkenntnislogischen Grundlage wie die der 
Nichtintervention in das natürliche System. Zweitens betonen sie zu 
Recht, daß die Funktionsbedingungen des Marktsystems unabhängig 
von den sich wandelnden individuellen Präferenzen sind. Und das 
gilt selbstverständlich auch für auf das öffentliche Gut Umwelt ge- 
richtete Präferenzen. So gesehen kann die Ökonomie vergleichs- 
weise viel zum Verständnis des Umweltproblems beitragen. Und 
wenn es darum geht, einer wirksamen Umweltpolitik den Weg zu 
ebnen, nimmt sie sogar eine Schlüsselrolle ein. 

Hoffnungen auf eine Lösung des Umweltproblems durch eine an- 
dere Verteilung der politischen Macht, durch ethische Normen oder 
durch Lektionen aus begrenzten Katastrophen sind wenig fundiert. 
Realistische Chancen der offenen Gesellschaft liegen vornehmlich in 
ihrer Fähigkeit, sich durch Reflexion von überkommenen Denkmu- 
stern zu lösen. Das ist die Kraft, mit der sie sich von den Fesseln der 
allgegenwärtigen systemendogenen Rationalität zu befreien vermag. 

Vielleicht muß man dem politisch-administratlven Entschei- 
dungsprozeß besonders nahe sein, um zu erkennen, wie marginal 
sein Freiheitsgrad ist und wie sehr er fast bis hin zu Details der vor- 
gegebenen Systemrationalität unterworfen ist. Diese Erfahrung ver- 
bunden mit der Einsicht in analytische Defizite der ökonomischen 
Theorie gab den Anstoß für dieses Buch. Geschrieben werden 
konnte es schließlich frei von Zwängen der Administration und der 
normalen Wissenschaft. Möglich war das während eines eineinhalb- 
jährigen Forschungsaufenthaltes am Institut der nachuniversitären 
"Hochschule für Verwaltungswissenschaften" in Speyer. Ich danke 
dem Institut für die freundliche Unterstützung. 

Speyer, im Frühjahr 1987 Gerhard Maier-Rigaud 



Die Methode des Lernens durch Versuch und Irr- 
tum - des Lernens aus unseren Fehiern - scheint 
grundlegend die gleiche zu sein, ob sie von nie- 
deren oder höheren Tieren angewandt wird, von 
Schimpansen oder von Wissenschaftlern. 

Kar1 R. Popper (1%311 

A. DAS ENDE VON WRSUCH UND IRRTUM 

I. Das Experiment Fortschritt 

1. AnmaBung von Wusen 

Offenkundig ist es der Menschheit bisher gelungen, alle ihre Pro- 
bleme zu lösen. Sie existiert noch. Doch ihr Weg von der Steinzeit 
ins 20. Jahrhundert war übersät von Irrtümern und Illusionen, von 
Brutalität und Barbarei, von Katastrophen und Kriegen. Der Lern- 
prozeß war mühsam und hat viele Opfer gefordert. Und mit der 
enormen Ausdehnung unserer wissenschaftlichen Erkenntnis und 
der technisch-ökonomischen Möglichkeiten sind auch die Probleme 
gewachsen. Daran wird sich auch in Zukunft nichts ändern. Das 
Himmelreich auf Erden bleibt eine Utopie. A priori gibt es weder 
Grund für apokalyptische Visionen noch für naiven Optimismus. 

Diese Einschätzung darf allerdings nicht aus der bloßen histori- 
schen Erfahrung folgen und in dem 'Glauben begründet liegen, daß 
alles einen leidlich guten Gang nehmen werde. Es gibt keine anony- 
men Mächte, die das Schicksal der Menschen in Händen halten und 
keinen hellen Stern, der sie in die Zukunft führt. Auch ist der 
Menschheit kein geheimer Plan mit auf den Weg ,gegeben worden, 
essen Grundzüge aus der Geschichte erkennbar w&en und dem sie 

rowth of Scientific Knowledge, Frankfurt 1979, S. 
uerst erschienen als Kapitel 10 in "Conjectures and 

Refutations", London 1%3. 



nur zu folgen braucht. Was immer wir zu erkennen glauben, ist 
nichts als ein Trugbild unserer eigenen Sehnsucht, der Weltge- 
schichte Ziel und Sinn zu gebea2 Weil dies so ist, gibt es auch für 
Defaitismus keine Rechtfertigung. Mit solchen Geisteshaltungen 
sind noch nie Probleme gelöst worden. 

Alle Probleme sind letzten Endes eine Konsequenz unseres Han- 
deln~. Das hat seinen Grund in der Unfähigkeit der Menschen, selbst 
einfache Folgen ihres Handelns voraussehen zu können. Unsicher- 
heit prägt daher ihre Existenz und ihre Entscheidungen. Zum Abbau 
von Unsicherheit hat sich die Menschheit bisher auf Versuch und 
Irrtum verlassen. Die Effizienz dieser Methode des Lernens aus Er- 
fahrung ist beeindruckend hoch. Sie hat den kulturellen Entwick- 
lungsprozeß vorangetrieben und es ermöglicht, die Erde mit Milliar- 
den Menschen zu bevölkern und ihre Ressourcen nutzbar zu ma- 
chen. Aber mit jedem Schritt auf dem verschlungenen Pfad der Ent- 
wicklung sind zwangsläufig neue unvorhergesehene Probleme aufge- 
taucht. 

Das zentrale Problem, vor dem die Weltgesellschaft jetzt steht, ist 
die Erhaltung ihrer Lebensgrundlagen. Auf der fortwährenden Suche 
nach einer Verbesserung der Lebensbedingungen ist in einem Um- 
fang in das natürliche Gefüge der Erde eingegriffen worden, daß je- 
der weitere Fortschritt im herkömmlichen Sinne eine Vergrößerung 
der existentiellen Bedrohung der Menschheit bedeutet. Denn die 
Natur reagiert jetzt zunehmend katastrophenartig auf die Überfor- 
derung durch den Menschen. Nicht erkannt wird, daß diese unbeab- 
sichtigte Folge des Handelns mit dem tradierten Verfahren von "trial 
and error" nicht vermieden werden kann. 

Bei allen bisherigen Problemen ist es möglich gewesen, mit dieser 
Methode Lösungen zu finden, den Wettbewerb als Entdeckungsver- 

Exemplarisch sei hier verwiesen auf die Erkenntnislogik von Kar1 Raimund 
Popper. Vgl. insbesondere: K R. Popper, Die offene Gesellschaft und ihre 
Feinde, Bd. 11, Falsche Propheten, Kapitel 15, "Hat die Weltgeschichte einen 
Sinn?", München 1980 (6. Auflage); englisch: The Open Society and Its Ene- 
mies, 11. The High Tide of Prophety, London 1944, und K R. Popper, Das 
Elend des Historizismus, Tübingen 1979 (5. Auflage), englisch: The Poverty 
of Historicism, London 1957. 

fahren3 einzusetzen oder die Wissenschaft zu bemühen. Die Erfolge 
dieser Vorgehensweise haben jedoch deren Grenzen vergessen las- 
sen. Vergessen wurde, daß Versuche Irrtümer nicht ausschließen und 
positives Wissen nicht Allwissenheit bedeutet. So konnte im Zeital- 
ter der Aufklärung ein neuer Aberglaube entstehen, der die Göttin 
der Vernunft über alles stellte. Die Hybris dieses Weltbildes hat den 
Zweifel und die Möglichkeit des Irrtums durch Wissenschaftsgläu- 
bigkeit ersetzt. Es schien so, als könnten Probleme durch Wissen- 
schaft definitiv gelöst, d.h. als könnten unbeabsichtigte Folgen des 
Handelns ausgeschlossen werden. Aber gerade diese "Anmaßung 
von Wissenu4 hat verhindert, nach den Wirkungen der insbesondere 
mit der Industrialisierung exponentiell ansteigenden Eingriffe in die 
Natur zu fragen. Und nun, da die Umweltprobleme offenkundig 
sind, wird versucht, die Ursachen wiederum nach dem gleichen 
Denk- und Analyseschema zu erkennen und die Politik danach aus- 
zurichten. Der Glaube ist ungebrochen, ein komplexes Phänomen 
hinreichend erfassen zu können. Angenommen wird, durch wissen- 
schaftliche "Objektivierung" umweltpolitischer Ziele vor Überra- 
schungen sicher zu sein und Risiken ausschließen zu können. Im 
Grunde aber wird so das alte Experiment, die Belastungsgrenzen des 
ökologischen Systems auszuloten, nur fortgeführt. Das aber hat viillig 
andere Folgen als die bisherigen Eingriffe in die Natur. Natürliche 
Systeme können für alle Zeit irreversibel umkippen (entropieren). 
Das von der Menschheit tagtäglich vorangetriebene Experiment ist 
daher mit einem ungeheuren Risiko verbunden. Es kann sich sehr 
schnell als endgültiger Irrtum erweisen. 

Notwendig ist daher eine Orientierung der Umweltpolitik am 
Stand wissenschaftlicher Erkenntnis und an den Grenzen des Wis- 
sens. Für die Diagnose und Therapie des Umweltproblems ist das 
Wissen über die Unwissenheit vermutlich weit wichtiger als die we- 
nigen Informationen, die über ökologische Zusammenhänge jemals 
verfügbar sein können. Erkannt werden muß, daß das Umweltpro- 

Fnedrich A. von Hayek, Der Wettbewerb als ~ntdeckdngsverfahren, Kieler 
Vorträge, Neue Folge 56 (1%8), abgedruckt in: Freiburger Studien, Ge- 
sammelte Aufsätze von F. A. von Hayek, Tübingen 1969, S. 249 ff. 
Friedrich A. von Hayek, Die Anmaßung von Wissen. Ordo, Bd. 26 (1975), S. 
12 ff. 



blem weder durch praktische noch wissenschaftliche Experimente, 
sondern nur durch Reflexion lösbar ist. Eine Gesellschaft, die dies 
nicht leistet und weiterhin den Verheißungen des modernen Aber- 
glaubens folgt, beweist ihre Unfähigkeit zur Offenheit durch den 
Mißbrauch ihrer Freiheit. 

2. Begrenzung von Freiheit - 

Eine noch vor 150 Jahren revolutionäre Erkenntnis ist heute fest in 
der Vorstellungswelt der Menschen verankert. Naturwissenschaftler 
sind sich unabhängig von weltanschaulichen Positionen einig, daß 
der Mensch aus der Höherentwicklung des Lebens auf der Erde her- 
vorgegangen ist. Er ist mit seiner natürlichen Umwelt genetisch ver- 
wandt und somit Teil des natürlichen Systems. Die große Chance des 
Menschen ist die hohe klimatische Stabilität auf der Erde und die 
Tatsache, daß er keine auch nur annähernd ebenbürtigen, natürli- 
chen Feinde hat, die ihn in Schach halten und seine Kräfte binden. 
Einem biologischen Anpassungsdruck ist der Mensch deshalb schon 
sehr lange nicht mehr ausgesetzt. So konnte er sich voll auf die Ver- 
besserung seiner Lebensumstände konzentrieren. Dennoch waren 
seine Erfolge in dieser Hinsicht über Tausende von Jahren hinweg 
eher bescheiden. Die Fortschritte beim Gebrauch von Werkzeugen 
und der Prozeß der Arbeitsteilung brachen in den verschiedenen kul- 
turellen Entwicklungslinien immer wieder und für lange Zeit ab. Es 
kam zur Herausbildung von temporär stationären Gesellschaften. 
Diese zeichneten sich stets dadurch aus, daß sie sich den vorgefun- 
denen Gegebenheiten anpaßten, insbesondere durch die Stabilisie- 
rung ihrer Bevölkerung. 

Solche "Muster" aus der Geschichte der Menschheit haben offen- 
bar ihren Wert verloren. Die Situation hat sich in jüngster Zeit radi- 
kal verändert.' Der technisch-ökonomische Fortschritt hat den gan- 

Im 1848 in London veröffentlichten "Manifest der kommunistischen Partei" 
von Kar1 Man und Friedrich Engels heißt es: "Die Bourgeoisie hat in ihrer 
kaum hundertjährigen Klassenherrschaft massenhaftere und kolossalere Pro- 
duktionskräfte geschaffen als alle vergangenen Generationen zusammen. 
Unterjochung der Naturkräfte, Maschinerie, Anwendung der Chemie auf In- 
dustrie und Ackerbau, Dampfschiffahrt, Eisenbahnen, elektrische Telegrafen, 

zen Globus erfaßt und mit der Ausdehnung der Produktionsmög- 
lichkeiten die Basis für die Ernährung von Milliarden Menschen ge- 
schaffen. Die Stationarität scheint durch Arbeitsteilung, durch Wis- 
senschaft und Technik definitiv überwunden. Doch dieser "Fort- 
schritt" muß zwingend zu einem Ende kommen, weil ein exponen- 
tielles (quantitatives) Wachstum des ökonomischen Subsytems im 
Raumschiff Erde (Boulding) nicht möglich ist. Es ist eben eine Fik- 
tion zu glauben, daß die Natur unendliche Ressourcen hat und un- 
begrenzt anpassungsfähig ist. Die vielfältigen Reaktionen des natür- 
lichen Systems machen die Tatsache dieses Irrtums unübersehbar. 
Der technisch-ökonomische Fortschritt hat einen rasant ablaufenden 
Selektionsprozeß in Gang gesetzt, der Lebewesen und Pflanzen aus- 
sterben läßt, der die Luft, den Boden und das Wasser vergiftet und 
irreversible Schäden erzeugt. Das ist nicht mehr Evolution in dem 
Sinne, daß Neues an der Stelle des Alten entsteht. Das ist nur noch 
Selektion durch Reduktion und damit Zerstörung der Vielfalt, die 
dem System bisher seine Stabilität verliehen hat. 

Der Mensch ist nicht nur Verursacher dieser Reduktion von 
Komplexität, sondern auch deren Opfer. Er zerstört die natürlichen 
Bedingungen, denen er seine Entstehung und kulturelle Entwicklung 
verdankt, auf die er vollständig konditioniert ist und ohne die er 
keine Chance hat. Die Art des technisch-ökonomischen Fortschritts, 
von nichts anderem gelenkt als dem Bestreben nach einer Verbesse- 
rung der Lebensumstände, bedroht zunehmend die Existenzbedin- 
gungen der Menschheit. Selbst anhaltendes Null-Wachstum oder so- 
gar ökonomische Schrumpfungsprozesse können diesen Konflikt nur 
zeitlich hinausschieben, nicht aber auflösen. Solange der Strom der 
Güter und Leistungen des ökonomischen Systems mit Interventionen 
(externen Effekten) in die Umwelt verbunden ist, steigt das Risiko 
der Zerstörung unaufhaltsam weiter. Das natürliche System muß 
kollabieren. Technische Lösungen nach dem herkömmlichen Fort- 
schrittsmuster scheiden ebenfalls aus. Zwar können einzelne Men- 
schen oder Gesellschaften durch forcierte Techniken der Scha- 
densabhaltung vielleicht einige Zeit in einer verseuchten Umwelt 

urb=chung ganzer ~ e l t t z e ,  ~chiffbarmachun~ der Flüsse, ganze aus 
dem Boden hervorgestampfte Bevölkerungen - welch früheres Jahrhundert 
ahnte, daß solche Produktionskräfte im Schoß der gesellschaftlichen Arbeit 
schlummerten." 



überleben. Aber letztlich ist auch diese Strategie zum Scheitern ver- 
urteilt, weil sie mit weiter steigenden Schäden verbunden ist und der 
technische Fortschritt am Ende nicht einmal ausreicht, seine eigenen 
Konsequenzen zu reparieren. 

Die von der Vernunft diktierte Lösung muß geleitet sein von der 
Einsicht in die Grenzen der Freiheit. Eine offene Gesellschaft setzt 
die Beschränkung der Freiheit des einzelnen voraus. Weil das "ge- 
lernt" wurde, ist kulturelle Entwicklung überhaupt erst möglich ge- 
worden. Nun ist zu begreifen, daß Freiheit nicht nur im Verhältnis 
zwischen den Menschen begrenzt sein muß, sondern auch im Ver- 
hältnis zur Natur. Die Funktionsbedingung des ökologischen Systems 
zu beachten heißt aber, Interventionen grundsätzlich zu vermeiden. 
Einen anderen Weg gibt es nicht. Und Kompromisse sind absurd. 
Die Natur läßt nicht mit sich verhandela6 

3. Verschwendung in der Marktwirtschaft 

Die Vorstellung einer auf Einsicht beruhenden Begrenzung des 
menschlichen Handlungsrahmens löst verständlicherweise Wider- 
stände und sogar Ängste aus. Unbekanntes und Ungewohntes tritt 
hervor. Das kann nicht geleugnet werden. Aber: Anpassungen an 
veränderte Bedingungen sind dem Menschen im Grunde genommen 
höchst vertraut. Jede erfolgreiche Verbesserung der Lebensbedin- 
gungen, jede Entwicklung bedeutet Anpassung. Deshalb kostet jede 
Behinderung von Anpassung und jedes erfolgreiche Pochen auf her- 
gebrachte Strukturen und Besitzstände unbekannte Entwick- 
lungschancen. Die rasante Entwicklung der letzten 150 Jahre war 
nur möglich, weil über den Markt Besitzstände rigoros vernichtet 
wurden. Die Richtung dieses Prozesses der "schöpferischen Zerstö- 
rung" (Schumpeter), der Verdrängung des Alten durch das Neue7, 

Eine wahrhaft optimistische Gegenposition dazu nimmt Jim E. Lovelock ein: 
Unsere Erde wird überleben, Gaia - eine optimistische Ökologie, München 
1982 (zuerst erschienen: Oxford 1979). 
Das Alte zieht sich nicht gewissermaßen von selbst zurück und schafft so 
Platz für das Neue, sondern muß dazu gezwungen werden. Vgl. Joseph A. 
Schumpeter, Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung (1911), Berlin 1964. 

war bestimmt durch Präferenzen, die selbst wiederum zu einem 
guten Teil aus der Entwicklung hervorgegangen sind. 

Wenn beim heutigen Stand der Entwicklung erkannt wird, daß 
der Schutz der Umwelt eine essentielle Lebensbedingung ist und da- 
durch andere, herkömmliche Präferenzen in den Hintergrund ge- 
drängt werden, dann ist das im Kern das alte Entwicklungsschema. 
Neuartig sind lediglich Inhalt und Richtung des Anpassungsprozes- 
ses, nicht die Tatsache der Anpassung als solcher. Für die Wirtschaft 
folgt daraus nichts Besonderes. Die von ihr zu leistende Anpassung 
bleibt immer gleich und es kann kein Unterschied konstruiert wer- 
den zwischen auf herkömmliche private oder öffentliche Güter ge- 
richteten Präferenzen und der neuen Präferenz für das Gut Umwelt. 
Wie jede andere neue Präferenz, so macht auch diese uno actu mit 
ihrem Auftreten aktuelle Strukturen, Techniken und relative Preise 
obsolet. Sie erweisen sich als Antworten auf die Probleme von ge- 
stern. 

Bei auf private, d.h. marktfähige Güter und Leistungen gerichte- 
ten Präferenzen funktioniert der Anpassungsprozeß auf der mikro- 
ökonomischen Ebene insgesamt reibungslos. Die veränderten Präfe- 
renzen und Nachfragestrukturen eröffnen neue und bessere Gewinn- 
chancen. Mit jeder neuen Marktchance werden zugleich und prak- 
tisch entsprechend dazu die alten Märkte ausgetrocknet. Friktionen 
und zusätzliche Chancen sind die zwei Seiten des gleichen Anpas- 
sungsprozesses. Gesamtwirtschaftliche Probleme können sich des- 
halb aus dem permanenten und allgemeinen Wandel der Präferen- 
zen nicht ergeben8 In bezug auf eine wachsende Präferenz für das 
öffentliche Gut Umwelt ist das nicht anders. Man kann diesem Gut 
keine spezifische Eigenschaft zuordnen, die es ökonomisch von allen 
anderen unterscheidet und deshalb ein gesamtwirtschaftliches Pro- 
blem konstituieren könnte. Zu beachten ist lediglich, daß sich die 
Nachfrage nach dem Gut Umwelt wie die nach anderen öffentlichen 
Gütern nur durch politische Entscheidungen manifestieren kann? 

Es ist hier nicht möglich, z.B. auf moderne ~arktui~leich~ewichtsmodelle 
einzugehen. Vgl. aber die Ausführungen im Abschnitt B. IV. "Makroökono- 
mie und Umweltschutz". 
Hier bereits zu erwähnen ist ein Aspekt, der vermutlich entscheidend zur 
Verwirrung bezüglich der Einordnung des Umweltschutzes in das Denk- 



Im Gegensatz zum "homöostatisch arbeitenden Marktsystem mit 
seinen vielen dezentralen Entscheidungen und raschen Korrektur- 
möglichkeiten sind politische Entscheidungen in der Regel nicht nur 
breiter wirksam, sondern auch schwieriger zu korrigieren. Schon 
deshalb ist eine kritische Haltung gegenüber staatlichen Maßnahmen 
angebracht. Dies gilt im Prinzip auch für die Umweltpolitik. Vielfach 
wird argumentiert, es bestehe eine latente Gefahr von "zu viel" Um- 
weltschutz. Wie hoch ist das Risiko der Verschwendung von knappen 
Ressourcen durch Umweltpolitik? 

Konstitutiv für wirtschaftliche Entwicklung in einem offenen Sy- 
stem wie der Marktwirtschaft ist die Unsicherheit. Niemand hat Zu- 
kunftswissen. Deshalb sind alle Entscheidungen auf Erfahrungen 
(Vergangenheitswissen) und Erwartungen gestützt. Dies wird beson- 
ders bei Investitionen deutlich. Sie binden langfristig reale Ressour- 
cen und entziehen sie anderen Verwendungen. Für die Effizienz des 
Systems ist es deshalb wichtig, daß knappe Ressourcen den jeweils 
bestmöglichen Verwendungen zugeführt werden. Unter dem Regime 
der Unsicherheit heißt das immer, abzuwägen zwischen erwarteten 
Erträgen und erwarteten Risiken. Aufgrund des unternehmerischen 
Kalküls werden nun solche Investitionsmöglichkeiten zuerst ausge- 
schöpft, die ein gutes Ertrags-Risiko-Verhältnis vermuten lassen, die 
also bei geringen Risiken besonders gewinnträchtig sind. Weil dies 
einigermaßen funktioniert, gibt es in der Marktwirtschaft nur kurz- 
zeitig relativ risikolose Gewinnchancen. Normalerweise müssen für 
hohe Gewinne hohe Risiken eingegangen werden, bzw. sind geringe 
Risiken auch mit niedrigen Gewinnchancen verbunden. Investoren 

Schema der Ökonomie beigetragen hat. Die Finanzierung des öffentlichen 
Gutes Umwelt erfolgt überwiegend und nach dem Verursacherprinzip sogar 
zwingend über die Preise herkömmlicher Güter. Umweltpolitisch induzierte 
Preissteigerungen werden deshalb nicht selten als inflationär bezeichnet. Die- 
ser Sichtweise hat in Deutschland insbesondere der Rat von Sachverständigen 
für Umweltfragen zum Durchbruch verholfen (Umweltgutachten 1974, Bun- 
destagsdrucksache 7/2802 vom 14.11.1974). Sobald auch dieser Irrtum er- 
kannt ist, gibt es für Ökonomen keinen Grund mehr, Präferenzen für eine 
bessere Umweltqualität in irgendeiner Weise zu diskriminieren. 
Vgl. dazu Heiner Flassbeck/Gerhard Maier-Rigaud Umwelt und Wirtschaft, 
Zur Diskriminierung des Umweltschutzes in der ökonomischen Analyse, 
Tübimgen 1982 (Vorträge und AufsätzeIWalter Eucken Institut; 88). Die vor- 
liegende Arbeit schließt in vieler Hinsicht an diese Studie an. 

sehen sich also in der Regel einer bestimmten (erwarteten) Ertrags- 
Risiko-Relation gegenüber. 

Weil es keine sicheren Gewinnmöglichkeiten in der Marktwirt- 
schaft gibt, sind Fehlinvestitionen nicht auszuschliel.3en. Tatsächlich 
werden in der Privatwirtschaft Jahr für Jahr riesige Fehlinvestitionen 
durchgeführt. Sie sind der Preis unternehmerischer Suchprozesse 
nach neuen Kombinationen, ohne die es keine wirtschaftliche Ent- 
wicklung gäbe. Deshalb macht es keinen Sinn, in diesem Zusam- 
menhang von volkswirtschaftlichen Verlusten zu sprechen. Auch sind 
solche Fehlleitungen von Ressourcen keine Folge mangelnder un- 
ternehmerischer Fähigkeiten. Ebenso falsch wäre es, den erfolgrei- 
chen Unternehmern ein besonderes Gespür für die Zukunft zuzubil- 
ligen. Unternehmer zeichnen sich nur dadurch aus, daß sie sich arn 
"Wettbewerb als Entdeckungsverfahren" beteiligen, nicht dadurch, 
daß sie das Ergebnis dieses Prozesses antizipieren können. 

Bei der vom unternehmerischen Kalkül vorangetriebenen Ent- 
wicklung sind von vornherein alle Momente ausgeklammert, die jen- 
seits von Märkten und Preisen liegen. Alle Optimierungsversuche 
des Ressourceneinsatzes beziehen sich allein auf die Produktion pri- 
vater Güter. Die Existenz ganz anderer Investitionsmöglichkeiten 
mit einem wesentlich besseren Ertrags-Risiko-Verhältnis ist deshalb 
nicht a~sgeschlossen.'~ Das würde bedeuten, daß im Marktsystem die 
Entwicklung einseitig vorangetrieben und systematisch knappe Res- 
sourcen verschwendet werden. Erkennbar ist das allerdings nur von 
einem Standpunkt aus, bei dem die Komplexität menschlicher Be- 
dürfnisse nicht auf tauschbare Güter verkürzt wird. 

Auch öffentliche oder politisch erzwungene private Investitionen 
erfolgen unter dem Regime der Unsicherheit. Die entscheidungslo- 
gische Situation ist deshalb prinzipiell die gleiche wie bei Unterneh- 
men. Über die Kategorien Risikoeinschätzung und Ertragserwartung 
lassen sich somit Parallelen ziehen zwischen herkömmlichen priva- 
ten und öffentlichen Investitionen etwa zum Schutz der Umwelt. 

l0 So ist 2.B. schon für Adam Smith klar, daß öffentliche Infrastrukturmaßnah- 
men für "ein großes Gemeinwesen höchst nützlich sind" (Adam Smith, Der 
Wohlstand der Nationen (1776), München 1978, S. 612). 



Das maximale gesellschaftliche Risiko von Umweltschutzinvesti- 
tionen oder allgemein von Ausgaben für den Umweltschutz besteht 
in der sonst mit diesen Ressourcen möglichen zusätzlichen Versor- 
gung mit privaten Gütern. Sofern sich Umweltschutzinvestitionen 
nachträglich als "unnötig" oder "ineffizient" erweisen sollten, so ko- 
stet das die Gesellschaft nicht mehr als den entgangenen Nutzen aus 
einer erfolgreichen privaten Investition. Wie hoch sind demgegen- 
über Ertragschancen einzuschätzen? Wenn das Ziel von Umwelt- 
schutzausgaben die Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen ist, 
dann ist klar, daß diese Frage nicht auf der Basis des privatwirt- 
schaftlichen Preissystems beantwortet werden kann. Sie entzieht sich 
prinzipiell dem in der Ökonomie üblichen Nutzen-Kosten-Ansatz. 
Man wird zugeben müssen, daß selbst bescheidene Beiträge zur Er- 
haltung der Umwelt weit höher einzuschätzen sind als ein dadurch 
bedingter Konsumverzicht. Und wenn man sich vergegenwärtigt, 
wieviel private Investitionen nicht zum Erfolg führen, dann sollte 
dies noch mehr bei Umweltschutzinvestitionen in Kauf genommen 
werden. Insgesamt ist das Ertrags-Risiko-Verhältnis von Ausgaben 
für den Umweltschutz unvergleichlich günstiger als das, dem sich 
private Investoren gegenübersehen: Unendlich hoch zu bewertende 
"Erträge", weil möglicherweise das Überleben sichernd, sind verbun- 
den mit einer begrenzten Mindersteigerung bei der Versorgung mit 
herkömmlichen Gütern. Wäre die Umwelt ein privates Gut, so hätte 
die Privatwirtschaft diese Chance längst genutzt und die verfügbaren 
Ressourcen in den Umweltschutz gelenkt. Ein großer Teil der Inve- 
stitionen in die Produktion herkömmlicher Güter würde dann ganz 
selbstverständlich als Verschwendung bezeichnet werden. 

Andere Einschätzungen, die Ausgaben für den Umweltschutz nur 
zulassen wollen, wenn der Erfolg garantiert ist und die deshalb die 
Sorge haben, der Umweltschutz sei "zu teuer", bzw. es bestehe die 
Gefahr von "zu viel" umweltpolitischen Maßnahmen, stützen sich auf 
eine unhaltbare Vorstellung von Entwicklung in offenen Systemen. 
Ihr Hintergrund sind deterministische Fortschrittsmodelle, bei denen 
selbst stochastische Prozesse ausgeschlossen sind. In einer solchen 
Welt gibt es nicht nur keine Unsicherheit, sie ist zugleich radikal 
ökonomistisch reduziert. Aber aus der realen Welt sind Unsicherheit 
und Präferenzen jenseits tauschbarer Güter und Dienste nicht weg- 
zudenken. Deshalb gibt es keine a priori "richtigen" privatwirtschaft- 

lichen Entscheidungen und deshalb ist eine ausschließlich privatwirt- 
schaftliche Entscheidung über knappe Ressourcen falsch. Deshalb 
schließlich ist es nicht möglich, mit Argumenten aus einer fiktiven 
Welt, in der Umweltprobleme wegen der Abwesenheit von Unsi- 
cherheit definitionsgemäß nicht auftreten können, gegen Umweltpo- 
litik anzugehen oder auch nur diese beurteilen zu wollen. Wenn man 
einen umfassenderen Maßstab anlegt und die Allokation knapper 
Ressourcen etwa nach erwarteten Ertrags-Risiko-Relationen sor- 
tiert, dann gibt es keine besseren Verwendungsmöglichkeiten für die 
Faktoren Arbeit, Kapital und technisch-naturwissenschaftliche Intel- 
ligenz, keine aussichtsreichere Investition als die in den Umwelt- 
schutz. Was könnte dazu verleiten, diese Zukunftsinvestitionen zu- 
gunsten eines Fortschritts zu unterlassen, dessen Grenzerträge bei 
genauerer Betrachtung kaum noch ansteigen und vielfach schon ne- 
gativ sind? 



11. Illusionen der Umweltpolitik 

Das größte Hindernis auf dem Weg zu mehr Umweltschutz sind 
nicht vermeintlich objektive Bedingungen. Es sind nicht technische, 
ökonomische oder politische Zwänge, die unseren Handlungsrah- 
men begrenzen. Niemand und Nichts zwingen uns zu irrationalen 
Entscheidungen, zu einer Politik, die unseren Präferenzen nicht ent- 
spricht und unserer Einsicht nicht folgt. Die eigentlichen Schwierig- 
keiten liegen in der Welt der Ideen, d.h. in der Vorstellung, die wir 
von der Welt haben und den Gedanken, die wir uns über diese Vor- 
stellung machen. Am Anfang muß daher die Auseinandersetzung mit 
den Ideen stehen, welche die vermeintlich praktischen Zwänge als 
real erscheinen lassen. 

Die Ausführungen in diesem Abschnitt sind zu verstehen als ein 
mehr allgemeiner Aufriß jener Vorstellungen, die zum umweltpoliti- 
schen Zielfindungsproblem führen. Die meisten Aspekte werden im 
Teil B vertieft behandelt. Hier sind drei Gesichtspunkte zu proble- 
matisieren, die als Basishypothesen der praktizierten Umweltpolitik 
aufgefaßt werden können. Wir nennen sie die Illusion der Ströme, 
die Illusion der Statik und die Illusion des Marktes. 

1. Akkumulierung von Immissionen 

Die Frage nach den Zielen der Umweltpolitik ist von Anfang an 
so gestellt worden, als ginge es um die Begrenzung von Emissionen 
und Immissionen. Das Ziel wurde definiert als ein nicht zu über- 
schreitender Strom von Schadstoffen. Die Sichtweise impliziert, daß 
die Umweltqualität durch Stromgrößen hinreichend definierbar ist, 
daß es einen unschädlichen Strom von Schadstoffen gibt und daß die 
Schadstoffströme niemals zu Beständen werden. Diese bis heute un- 
zureichend thematisierten Implikationen haben auch die Naturwis- 
senschaftler übernommen, bzw. wurden ihnen mit der Frage vorge- 
geben, welche Immissionswerte für Mensch, Tier und Pflanze un- 
schädlich sind. Bei der Ermittlung von Grenzwerten ist daher die 
Forschung von vornherein auf eine Variation von Strömen angelegt. 
Unberücksichtigt weil ungefragt blieb dabei, wie die Immissionen die 

Bestände an Schadstoffen verändern und welche Konsequenzen sich 
daraus ergeben. So mögen denn die Grenzwerte im einzelnen über 
jeden Zweifel erhaben sein und doch führt ihre Einhaltung nicht 
zum Erfolg. 

Insbesondere bei der Luftreinhaltepolitik ist lange Zeit die Kon- 
stanthaltung der Schadstoffströme als hinreichend angesehen wor- 
den. Die Unzulänglichkeit solcher Ziele dringt jetzt allmählich we- 
gen der Entwicklung der Bodenqualität ins Bewußtsein. Der Irrtum 
ist leicht zu veranschaulichen. Er ist dennoch resistent und Konse- 
quenzen für die Immissionspolitik sind noch nicht zu erkennen. Auch 
bei einer Stabilisierung oder Verbesserung der Luftqualität nehmen 
also die Eingriffe in das natürliche System weiter zu und führen zu 
nicht vorhersehbaren Schäden. Der einfache Zusammenhang zwi- 
schen Schadstoffströmen und Schadstoffbeständen ist in der folgen- 
den Abbildung schematisch dargestellt. 

Abbildung 1 Entwicklung der Umweltqualität bei konstanten Immissionen 
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Die Idee von der Regenerationsfähigkeit der Natur scheint "wei- 
chere" Lösungen, als die aus diesen Überlegungen folgende, zu er- 
lauben. Aber lassen wir uns nicht täuschen. Erstens wissen wir, daß 
viele Stoffe nicht abgebaut werden. Und zweitens ist nicht zu verges- 
sen, daß die Natur, wie der Markt, gerade deswegen ein effizientes 
System ist, weil sie nichts im Überfluß hat. Sie ist nur sich selbst an- 
gepaßt und leistet sich keine Verschwendung. Es ist abwegig zu glau- 
ben, sie hätte für die heute auf sie zukommenden Belastungen Ver- 
arbeitungskapazitäten vorgehalten. 

2. Wissens- und Besitzstände 

Die Vorstellung, man könne die Zukunft gestalten durch eine Orien- 
tierung der Politik am Bestehenden, soll die Illusion der Statik ge- 
nannt werden. So offenkundig diese auch ist, die praktische Umwelt- 
politik hat sich bei der Formulierung ihrer Zwischenziele dem Teu- 
felskreis der statischen Betrachtungsweise unterworfen: Ernissions- 
und Immissionsgrenzwerte werden explizit gestützt auf den Stand 
der Wissenschaft und den Stand der Technik. Das ist aber noch nicht 
alles. Implizit richtet sich die Umweltpolitik auch nach dem Stand 
von Marktanteilen, nach der wirtschaftlichen Situation einzelner Un- 
ternehmen, nach den relativen Preisen, nach der Einkommensver- 
teilung oder nach der herkömmlichen Interpretation des Eigentums- 
begriffs. Sogar die bestehende Umweltbelastung, d.h. die höchste in 
einer Region gemessene Belastung, wird gelegentlich als Ziel der 
Umweltpolitik festgeschrieben.' Tatsächlich wird nahezu alles, was 
die historische Entwicklung an Strukturen bis zum heutigen Tag her- 
orgebracht hat, in höchstem Maße respektiert. Es ist deshalb nicht 

verwunderlich, daß die Umweltpolitik nur marginale Veränderungen 
durchsetzen kann. 

urch wird der Stand wissenschaftlicher Erkenntnis über 
offwirkungen und ökologische Zusammenhänge bestimmt? 
meinen sucht die Wissenschaft Lösungen für konkret anste- 

nde Probleme. Ohne Problembefund gibt es keine Forschung. Bei 
u auftretenden Fragestellungen ist daher der Erkenntnisstand in 
ler Regel gleich Null. Nach ersten Hypothesen und empirischen 
sts bildet sich allmählich eine Mehrheitsmeinung über Ursa- 
-Wirkungszusammenhänge heraus. Sie steht selbstverständlich 
r dem Vorbehalt ihrer jederzeitigen Revision. Vor wissenschaft- 

Fehlurteilen sind wir nie sicher. Aber eine auf wissenschaftli- 
rkenntnis gestützte Politik muß das Risiko eingehen, mit dem 

kenntnisstand von gestern Weichen für morgen zu stellen. Doch 
s ist vermutlich nicht einmal ihr größtes Problem. Wichtiger ist, 

aß eine solche Politikorientierung niemals zu einw vorbeugenden 

der Umweltpolitik, Sozial-liberale Umweltpolitik 
sation?, Opladen 1986, S. 223 ff. (Beispiel: TA 



Strategie führt. Sie ist dazu verdammt, Anomalien erst einmal so- 
lange anwachsen zu lassen, bis sie nicht mehr in herkömmliche Er- 
klärungsschemata passen und nur noch als Problem des Umwelt- 
schutzes begreifbar sind. Ökologische Krisenerscheinungen können 
daher prinzipiell nicht verhindert werden. Sie sind sogar notwendige 
Voraussetzung ökologischer Fragestellungen und umweltpolitischen 
Handelns. 

Ist die wissenschaftliche Hürde erst einmal so oder so genommen, 
muß der Stand der Technik definiert werden. Aber auch die Technik 
hat für ein neu auftauchendes Problem keine ausgereifte und indu- 
striell erprobte Lösung parat. Alle bekannte Technik ist zudem her- 
vorgegangen aus den ökonomischen Bedingungen, deren Herrschaft 
das Umweltproblem mit erzeugt hat. Was daher kurzfristig angebo- 
ten werden kann, sind im wesentlichen Schadstoffrückhaltetechni- 
ken. D.h., es wird Technik eingesetzt zur Vermeidung von (produk- 
tions-)technisch verursachten Umweltschäden. Grundlegend andere 
technische Lösungen haben kaum eine Chance, weil konventionelle 
Techniken nicht nur ausgereift sind, sondern sich auch gegenseitig 
bedingen und ökonomisch aufeinander abgestimmt sind. Die Ände- 
rung eines Rädchens in dieser Produktionsmaschine muß technisch 
und ökonomisch als ineffizient erscheinen. Daher werden von vorn- 
herein bestimmte technische Möglichkeiten verworfen und der tech- 
nische Fortschritt nur in einer Richtung vorangetrieben, die zum 
überkommenen technischen Fortschrittsmuster paßt. 

3. 'IPrivatisierungW des Umweltschutzes 

Ein weiteres Defizit praktischer Umweltpolitik folgt aus der un- 
klaren Vorstellung, die sie über ihre eigene Rolle und die der Markt- 
teilnehmer hat. Umweltschutz, so heißt es, sei eine Aufgabe, die 
nicht nur den Staat betreffe, sondern alle gesellschaftlichen Gruppen 
und jeden einzelnen Bürger angehe. Mit dieser Formel wird zumin- 
dest ein Teil der Verantwortung vom Staat auf die Privaten abge- 
wälzt. Diese Flucht des Staates aus der Verantwortung dokumentiert 
sich nicht nur in Appellen an die Einsicht der Bürger, sondern auch 
in der Präferierung freiwilliger Vereinbarungen gegenüber klaren 
gesetzlichen Regelungen. Das faktische Zurückweichen des Staates 

ist die Konsequenz der Illusion des Marktes, d.h. der Vorstellung, 
die sich Umweltpolitiker und Umwelttheoretiker über das Marktsy- 
stem machen. 

Die Wettbewerbswirtschaft ist ein Koordinierungsinstrument wirt- 
schaftlicher Handlungen und ein Verfahren zur Entdeckung effizien- 
ter Problemlösungen. Ein Instrument aber ist bekanntlich nicht nur 
indifferent gegenüber Zielen, es kann aus sich heraus auch keine 
Ziele vorgeben oder verfolgen. Zwar ist die Richtung marktwirt- 
schaftlicher Prozesse vollständig determiniert durch die Präferenzen 
der Wirtschaftssubjekte sowie die politisch gesetzten und aus der 
Entwickiung hervorgegangenen Bedingungen. Doch die Logik einer 
Privatisierung des Umweltschutzes setzt voraus, daß alle Ziele der 
Wirtschaftssubjekte über den Markt realisierbar sind. Und dies ist in 
bemg auf öffentliche Güter eben ein Irrtum. Selbst Anhänger eines 
extremen ökonomischen Liberalismus übersehen nicht, daß sich in 
einem Marktsystem Präferenzen für ein öffentliches Gut, wie z.B. 
den Umweltschutz, ohne staatliche Intervention nicht durchsetzen 
können. Es ist sogar so, daß der einzelne auch dann, wenn er dem 
Umweltschutz höchste Priorität einräumt, letztlich dem Diktat des 
ökonomischen Prinzips unterworfen ist. Und danach ist jede Rück- 
sicht auf die Umwelt als isolierte einzelwirtschaftliche Strategie irra- 
tional. Die Aufwendungen von Kosten für die Produktion des Gutes 
Umweltschutz werden von niemandem honoriert und deshalb im 
Wettbewerb genauso eliminiert wie andere "funktionslose" Kosten- 
steigerungen. Früher oder später werden daher umweltfreundliche 
Unternehmer aus dem Markt gedrängt. Ebenso werden einzelne 
Konsumenten erkennen, daß ihre Anstrengungen zum Schutz der 
Umwelt nicht zum Erfolg führen. Gerade weil dies funktioniert, weil 
der Markt alle Kräfte auf jene Güter konzentriert, die nachgefragt 
werden, ist das Marktsystem so leistungsfähig. 

Appelle an die Einsicht müssen daher wirkungslos bleiben. Sie 
sind eine Verschwendung von Zeit und Geld. Darüber hinaus aber 
implizieren sie eine unsinnige Diskriminierung der Marktwirtschaft. 
Es rnuß nämlich der Eindruck entstehen, als sei Umweltschutz nur 
gegen die Regeln des Marktes möglich. So provozieren jene, die be- 
sonders Rücksicht nehmen wollen auf die vermeintlichen Sach- 
zwänge der Marktwirtschaft, die Forderung nach einer Ablösung 
dieses Systems. Während Appelle als bloße Kaschierung umweltpoli- 



tischer Untätigkeit verstanden werden müssen, scheinen freiwillige 
Vereinbarungen tatsächlich ein echter Ersatz für staatliche Regelun- 
gen zu sein. Das ist aber nur in jenen Fällen richtig, in denen sich die 
Umweltpolitik ohnehin an dem orientiert, was die Wirtschaft an 
Handlungsspielraum "anbietet". Es ist klar, daß das immer zu wenig 
sein wird. Insgesamt ist eine solche Politik absurd und in anderen 
Politikbereichen würde man sie ohne weiteres als lächerlich be- 
zeichnea2 - 

Die Teilprivatisierung des Umweltschutzes beruht auf der Ver- 
kennung der Arbeitsweise des marktwirtschaftlichen Systems und 
der Annahme, Umweltschutz sei ein privates Gut. Weil die Umwelt 
ein öffentliches Gut ist, trägt auch der Staat die unteilbare und nicht 
abwälzbare Verantwortung für dessen Produktion. Der eigentliche 
Verursacher der Umweltschäden ist nicht der einzelne, in die Bedin- 
gungen des Staates und des Marktes eingebundene Unternehmer 
oder Haushalt, sondern der Staat, der es unterläßt, die Bedingungen 
im Hinblick auf ökologische Ziele zu gestalten. Dies ist selbstver- 
ständlich nicht möglich auf der Basis einer Politik, die grundsätzlich 
jene Denkstrukturen, Prioritäten und Bedingungen übernimmt und 
respektiert, die ursächlich für Umweltkatastrophen sind. 

Statische Denkmuster beherrschen selbstverständlich auch andere Politiken. 
Trotzdem gibt es einen nicht nur marginalen Unterschied zur Umweltpolitik, 
der an einem Beispiel verdeutlicht werden kann: Man stelle sich vor, das 
Steuerrecht enthalte eine Klausel, die den Fianzminister verpflichtet, die 
wirtschaftliche Vertretbarkeit einer Steuererhöhung beim einzelnen Steuer- 
pflichtigen zu beachten. 

24 

111. Die "väterliche Gewalt" 

1. Produktion von Sicherheit 

Das Gemeinwesen ist eine Folge der gesellschaftlich-ökonomischen 
Entwicklung. Ohne Arbeitsteilung wäre der Staat überflüssig. Das 
heißt nicht, ihn insbesondere als Nationalstaat, wie er im 18. Jahr- 
hundert geistesgeschichtlich konzipiert und unter den damaligen Be- 
dingungen entstanden ist, für unverzichtbar zu halten. Das heißt 
auch nicht, Umfang, Inhalt und Art seines Handelns unkritisch hin- 
zunehmen. Aber es heißt, anzuerkennen, d a .  dem Staat in der Indu- 
striegesellschaft eine wichtige Rolle zugewiesen ist. Sie besteht in 
der Produktion von Sicherheit. 

Auf einer niedrigeren Stufe der wirtschaftlichen Entwicklung war 
es offensichtlich hinreichend, wenn der Staat sich um die Schaffung 
und Erhaltung von innerer und äußerer Sicherheit sowie um die 
Rechtssicherheit kümmerte. Diese kiassischen Aufgaben sind im Zu- 
sammenhang mit der zunehmenden Komplexität und Effizienz des 
ökonomischen Systems wesentlich ausgedehnt worden. Der moderne 
Staat betreibt heute ganz selbstverständlich eine Politik zur sozialen 
Sicherung und fühlt sich verantwortlich für die Erreichung und Si- 
cherung der Vollbeschäftigung. Er will den Geldwert und die inter- 
nationale Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft sichern. Er sorgt sich 
um den technischen Fortschritt und die Angleichung der Lebensbe- 
dingungen zwischen den einzelnen Regionen. Er strebt nach Sicher- 
heit bei der Energieversorgung und bemüht sich um die Sicherheit 
der Verkehrssysteme. Der Staat sorgt sich um die Erhaltung unserer 
Gesundheit und macht sich Gedanken über unsere Reproduktions- 
rate. Kurz, der moderne Staat sorgt sich wie ein Vater um unser 
Wohlergehen. Und die meisten Bürger erwarten dies auch von ihm. 
Sie ziehen die Sicherheit, die der Staat ihnen anbietet, dem Risiko 
der Freiheit vor.' 

\ ' Tocqueville formulierte das 1840 so: "Über [diesem Menschengeschlecht] er- 
hebt sich eine gewaltige, bevormundende Macht, die d e i n  dafür sorgt, ihre 
Genüsse zu sichern und ihr Schicksal zu überwachen. Sie ist unumschränkt, 
ins einzelne gehend, regelmäßig, vorsorglich und mild. Sie wäre der väterli- 
chen Gewalt gleich, wenn sie wie diese das Ziel verfolgte, die Menschen auf 



Aber wenn es um die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundla- 
gen geht, dann streift der Staat seine "Vaterrolle" ab und wird zum 
Mittäter. Er gaukelt Sicherheit vor, wo nichts ist als Spekulation und 
Illusion; er täuscht sich selbst und andere. Bei aller Sicherheit, die 
der Staat sonst in mühsamer Kleinarbeit und durch ausgeklügelte 
Regelwerke zu produzieren bemüht ist, wird nicht erkannt, daß die 
existentielle Basis seines Tuns von Tag zu Tag brüchiger wird. 
Warum versagt der Staat in der Umweltpolitik? 

Auch der seiner Verantwortung bewußte Staat kann rational nur 
innerhalb eines theoretisch vorgegebenen Rahmens agieren. Dieser 
ist im allgemeinen so selbstverständlich und fest in unserer Vorstel- 
lungswelt verankert, daß er kaum wahrgenommen wird. Im normalen 
Lauf der Dinge ist die unkritische Akzeptanz des Handlungsrah- 
mens, des Paradigmas oder, wenn man will, der Leitidee staatlicher 
Politik durchaus hilfreich oder sogar notwendig für gesellschaftliche 
und ökonomische Reifungsprozesse. Die Evolution braucht eine ge- 
wisse Stabilität auch der geistigen Rahmenbedingungen. Doch es 
gibt ebenso Zeiten, in denen stures Festhalten an überkommenen 
Erklärungsmustern zu dogmatischer Erstarrung führt und ehemals 
rationales Handeln irrational wird. 

Vieles spricht dafür, daß die Umweltpolitik von Anfang an in 
einen ihr nicht adäquaten Rahmen gestellt war, eben jenen, den sie 
vorgefunden hat. Es ist an der Zeit, ihre theoretischen Grundlagen 
in Frage zu stellen und zu überprüfen. Denn so wie die Dinge liegen, 
kann sie nur marginale Erfolge erzielen und im Prozeß des Abwä- 
gens widerstreitender Interessen Probleme kaum noch im Ansatz 1ö- 
Sen, sondern nur noch verlagern oder vertagen. Deutlich zeigen dies 

das reife Alter vorzubereiten; statt dessen aber sucht sie bloß, sie unwider- 
ruflich im Zustand der Kindheit festzuhalten; es ist ihr recht, daß die Bürger 
sich vergnügen, vorausgesetzt, daß sie nichts anderes im Sinne haben, als sich 
zu belustigen. Sie arbeitet gerne für deren Wohl, sie will aber dessen alleini- 
ger Betreuer und einziger Richter sein; sie sorgt für ihre Sicherheit, ermißt 
und sichert ihren Bedarf, erleichtert ihre Vergnügungen, führt ihre wichtig- 
sten Geschäfte, lenkt ihre Industrie, ordnet ihre Erbschaften, teilt ihren 
Nachlaß; könnte sie ihnen nicht auch die Sorge des Nachdenken5 und die 
Mühe des Lebens ganz abnehmen?" (Alks  de Tocqueville, Über die Demo- 
kratie in Amerika, Stuttgart 1%2, Bd. 11, S. 342). 

die ohnehin wenigen Beispiele, wo zunächst umweltpolitisch mutig 
vorangeschritten wurde, aber in der Mühle der Interessen Abwägun- 
gen notwendig schienen und schließlich der Schutz der Umwelt auf 
die lange Bank geschoben wurde. Wären solche Verwässerungen ur- 
sprünglicher Ziele nur Einzelfälle oder Spezifikum bestimmter Re- 
gierungen, dann könnte man zu Recht von mangelnder Entschlos- 
senheit und Durchsetzungskraft sprechen. Doch so ist es nicht. Das 
Zurückweichen des Staates ist systematisch. Wenn es als solches 
nicht sonderlich auffällt, dann nur deshalb, weil das politisch-admini- 
strative System die umweltpolitischen Ziele von vorherein mit Blick 
auf mögliche Interessenkonflikte bescheiden formuliert. Vernünftig 
erklärt werden kann die allen Regierungen in allen Staaten gemein- 
same umweltpolitische Laschheit nur mit einem allen gemeinsamen 
Denkmuster. 

2. Schutz des 'Fortschritts " 

Die allgemeine Akzeptanz des Umweltschutzes als einer unverzicht- 
baren öffentlichen Aufgabe ist nur ein allererster Schritt und in kei- 
ner Beziehung hinreichend. Wir glauben uns auf dem Weg m einem 
Frieden mit der Natur. Tatsächlich aber ist nur der unerklärte und 
unbewußte Krieg gegen die Natur auf eine andere Basis gestellt 
worden. Erkannt wurde, daß das alte Fortschrittsmuster gewisser 
Modifikationen bedarf, um es beibehalten zu können. Die vielzi- 
tierte Versöhnung von Ökologie und Ökonomie heißt nichts anderes, 
als die Umwelt zu schützen, soweit dies dem Fortschritt dient. Um- 
weltpolitik ist in dieser Perspektive nur eine Veranstaltung zum 
Schutz des Fortschritts gegenüber dem Zurückschlagen der Natur. In 
Abwandlung der Formel "Soviel Markt wie möglich und soviel Staat 
wie nötig" könnte man sagen: Soviel herkömmliches Wachstum wie 
möglich und soviel Umweltschutz wie dazu nötig. Die Macht der al- 
ten Muster beherrscht also nach wie vor die Szene. Und eigentlich 

äre vom wissenschaftlichen Standpunkt aus nicht zu widersprechen, 
te man nur sagen, wieviel Umweltschutz nötig ist. Aber auf 

e Frage gibt es keine verläßliche Antwort. Die Wissenschaft hat 
vorläufige und unzulängliche Hypothesen zu bieten. 



Die erwähnten Illusionen der praktischen Umweltpolitik sind die 
logische Konsequenz einer übergreifenden Vorstellung vom gesell- 
schaftlich-ökonomischen System einerseits und dem natürlichen Sy- 
stem andererseits. Danach wird insbesondere dem ökonomischen Sy- 
stem eine hohe Sensibilität im Hinblick auf äußere Störungen und 
damit eine relativ geringe Anpassungsfähigkeit unterstellt. Im Ge- 
gensatz dazu wird vom natürlichen System angenommen, daß es 
äuBerst flexibel ist und deshalb Interventionen leicht verkraften 
kann. Über solche Vorstellungen könnte man hinweggehen, wenn sie 
nicht die umweltpolitischen Ziele beeinflussen und die Politik be- 
stimmen würden. 

In der Ökonomie hat das Problem der mangelnden Einsicht in das 
komplexe System Wirtschaft seit langem zu der Forderung geführt, 
mit Interventionen zurückhaltend zu sein oder am besten das System 
sich selbst zu überlassen. In bemg auf das System Natur sind solche 
"ordnungspolitischen" Vorstellungen noch unterentwickelt. Nicht 
verstanden wird, daß Interventionen in dieses nicht durchschaubare 
System zu nicht vorhersehbaren Ergebnissen führen. Insofern wissen 
wir nicht, was wir anrichten. Und vor allem sind die Folgen der In- 
terventionen im Gegensatz zu solchen in die Wirtschaft, bzw. allge- 
mein in das sozio-ökonomische System nicht mehr korrigierbar. 
Schon allein deshalb rnuß die Anpassung von der Gesellschaft gelei- 
stet und nicht dem natürlichen System aufgebürdet werden. Eine 
Regelung des Verhältnisses von Umwelt und Wirtschaft in diesem 
Sinne ist die eigentliche und große Aufgabe der Umweltpolitik. Sie 
ist viel umfassender, als sich dies Umweltpolitiker heute vorstellen. 
Und sie setzt etwas voraus, das nicht in der Macht der Politik steht, 
nämlich die Überwindung von Ideen, welche das überkommene 
Fortschrittsmuster hervorgebracht und geprägt haben. 

3. Problemsichtung 

Herausgefordert sind die Wissenschaften. In der Ökonomie rnuß 
verstanden werden, daß bereits die Abdrängung des Problems in 
eine Teildisziplin "Umweltökonomie" bzw. "Umweltökonomik" Aus- 
druck eines falschen Vorverständnisses ist. Es geht nicht um den op- 
timalen Einsatz der Ressource Umwelt für weiteres quantitatives 

Wachstum und nicht vorrangig um ein Angebot von Instrumenten, 
mit dem dieser Einsatz kostengünstig und marktkonform gesteuert 
werden kann. Die Ökonomie rnuß viel weiter ausholen. Wenn sie 
einen Beitrag zur Überwindung der Umweltkrise leisten will, rnuß 
sie bis zu den Grundfragen des marktwirtschaftlichen Systems und 
der wirtschaftlichen Entwicklung vordringen. Das ist natürlich ohne- 
hin ihr allgemeines Erkenntnisinteresse. Aber der Anspruch an die 
Theorie ist höher, wenn nicht nur nach den (makroökonomischen) 
Bedingungen für die endogene Dynamik des Systems gefragt wird, 
sondern der Inhalt des Prozesses selbst zum Gegenstand der Politik 
wird. Dann braucht man ein Bild darüber, wie individuelle Präferen- 
zen entstehen und sich am Markt durchsetzen. Und von dieser Vor- 
stellung hängt es dann ab, wie die Politik die Durchsetzung der auf 
Umwelt gerichteten Präferenzen organisieren rnuß und welche Wir- 
kungen auf den Prozeß insgesamt zu erwarten sind. Es sind also die 
Einsichten der ökonomischen Theorie, welche unsere Beobachtung 
der Wirklichkeit und die Einfiußnahme auf diese leiten. Daher ent- 
scheidet die Theorie mit über die Präferenzen der Menschen. 

Daß die Ökonomie diese Rolle tatsächlich übernimmt und ganz 
im Gegensatz zu ihrer sonst gepflegten Übung, Präferenzen als ge- 
geben zu betrachten, sich anmaßt, Umweltpräferenzen zu definieren, 
folgt aus einer bestimmten Sichtweise, die klare dogmengeschichtli- 
che Bezüge und analytisch-methodische Ursachen hat. Die Rückkehr 
zu einer durchgängigen Wertneutralität der ökonomischen Theorie, 
d.h. hier zur Hereinnahme aller Präferenzen in die Axiomatik, er- 
fordert einiges mehr, als die Umweltökonomie sich vorgenommen 
hat. Wenn sie dies nicht leistet, hat Umweltpolitik von vornherein 
keine wirkliche Chance. Ihre Irrtümer können auch nicht durch auf 
einzelwirtschaftlicher Ebene aktiv werdende "Selbstheilungskräfte" 
langfristig kompensiert oder korrigiert werden. Das Problem ist mit 
dem einer falschen makroökonomischen Steuerung vergleichbar. Die 
Präferenz für Einkommen durch Arbeit und die Präferenz für eine 
bessere Umwelt können sich durch Anpassungen auf der mikroöko- 
nomischen Ebene nicht gegen politisch fixierte und aus Theorien 
folgende Bedingungen durchsetzen. Hoffnungen dqf endogene An- 
passungsprozesse zum Schutz der Umwelt sind vollständig unbe- 
gründet. 



Glücklicherweise ist es nicht notwendig, nach insgesamt neuen Am Ende dieser zuweilen apodiktisch erscheinenden allgemeinen 
Theorieansätzen zu suchen. Im wesentlichen genügt es, einige Überlegungen mögen einige Hinweise zum weiteren Gang der Ar- 
grundlegende Erkenntnisse, die die Wirtschaftswissenschaft im beit hilfreich sein. 
Laufe ihrer Geschichte hervorgebracht hat, vernünftig auszuwählen 
und zusammenzufügen. Auf dieser Basis ist es dann relativ leicht, 
den Umweltschutz theoretisch einzuordnen und praktisch in den 
ökonomischen Prozeß zu integrieren. Dann wird deutlich, daß der 
Umweltschutz selbstverständlicher Bestandteil wirtschaftlichen 
Handelns sein kann und die so oft verneinten, faktisch aber ars allge- 
genwärtig angesehenen Konflikte zwischen Umwelt und Wirtschaft 
oder dem ökologischen und ökonomischen System lediglich aus ei- 
ner unzulänglichen Einsicht in die Dynamik marktwirtschaftlicher 
Prozesse folgen. So verschwinden die alten Denkrnuster, welche eine 
forcierte Umweltpolitik behindern. Und mit ihnen verschwinden un- 
ausweichlich auch die alten Argumente und Interessenstandpunkte. 
Sie werden obsolet und irrational. 

Für Ökonomen ist es immer selbstverständlich gewesen, daß ihre 
Theorien in vielen Fällen zu Paradigmen des politischen Handelns 
werden. Ihr Erkenntnisgegenstand ist zugleich Objekt politischen 
Handelns. Für Naturwissenschaftler muß dies im Zusammenhang 
mit der Umweltpolitik eine neue Erfahrung sein. Sie konnten bisher 
im großen und ganzen davon ausgehen, daß aus ihren Erkenntnissen 
keine Modifizierung ihres Erkenntnisgegenstandes folgt. Welche 
Theorien sie beispielsweise über die Entstehung der Erde, die Gravi- 
tation oder über die Energie der Sonne im Laufe der Zeit auch auf- 
gestellt haben, einen Einfluß auf das Erkenntnisobjekt hatten sie al- 
lesamt a priori nicht. Sobald man aber anfängt, das natürliche Sy- 
stem nicht nur zu analysieren und seine Gesetzmäßigkeiten für un- 
sere Zwecke zu verwerten, sondern auf der Basis solcher Erkennt- 
nisse in das System einzugreifen, kommt ein neues Moment hinzu. 
Es hat den Anschein, als ob dies von Naturwissenschaftlern noch 
nicht hinreichend realisiert wurde. Sie liefern heute mit ihren Hypo- 
thesen über die Natur zugleich die Paradigmen für umweltpolitisches 

Im Teil B werden zunächst einige Ursachen für die Distanz der 
ökonomischen Theorie gegenüber der Gestaltungsaufgabe des Staa- 
tes herauszuarbeiten sein. Es geht dabei vor allem um theoretische 
Grundlagen des ökonomischen Liberalismus. Anschließend ist zu 
prüfen, ob die unter dem Begriff Property Rights diskutierte Privati- 
sierung des Gutes Umwelt ein Lösungsweg sein kann. In den Kapi- 
teln 111. bis VI. werden dann die Kriterien untersucht, die insgesamt 
im umweltpolitischen Zielfindungsprozeß eine Rolle spielen. Sie 
werden je für sich an folgenden Fragen gemessen: Welche Axiomatik 
steht implizit dahinter? Welche Umweltpolitik wird dadurch apriori- 
stisch verfolgt? Ist diese für sich genommen hinreichend, wenn die 
Vermeidung von Umweltkatastrophen und die Erhaltung der natür- 
lichen Grundlagen der Zivilisation das letztendliche Ziel sind? " 

Im abschließenden Teil C wird zunächst die Konsistenz der Krite- 
rien untereinander und damit die der herrschenden Umweltpolitik 
zu prüfen sein. Es wird sich zeigen, daß die Umweltpolitik von vorn- 
herein Kompromisse mit ihren eigenen Zielkriterien eingehen muß. 
Sie ist daher ganz unabhängig davon, wie die einzelnen Kriterien 
eingeschätzt werden, bereits im Ansatz inkonsistent. Die folgende 
Auseinandersetzung mit ökosozialen Gegenkonzepten dient zugleich 
der weiteren Herausarbeitung der Grundprobleme der herrschenden 
Politikorientiemng und der Klärung der in dieser Arbeit vertretenen 
Position. Im letzten Abschnitt schließlich wird das Umweltproblem 
als ständige Herausforderung des Menschen im Laufe seiner Ent- 
wicklung angesprochen. Zu seiner Lösung bedarf es heute anderer 
und umfassender Strategien. Erkannt werden muß vor allem, daß zu 
einer offenen Gesellschaft eine offene Definition von Wohlstand ge- 
hört. Das Trauma einer stationären Wirtschaft erweist sich vor die- 
sem Hintergrund als gegenstandslos. 

Handeln. Früher ledigl&h theoretische 'irrtümer haben )etzt kon- 
krete und logischerweise unvorhergesehene praktische Folgen. Die 
"Naturtheorie" wird zur "Naturpolitik. Und man muß sich fragen, ob 
wir, ähnlich wie in der Wirtschaftspolitik, eine ordnungspolitische 
Komponente auch für die Umwelt-(Natur-)Politik brauchen. 



Dieses merkt euch, ihr stolzen Männer der Tat, 
ihr seid nichts als unbewußte Handlanger jener 
Gedankenmänner, die oft in demütigster StiUe 
euch aü euer Tun aufs bestimmteste vorgezeichnet 
haben. 

Heinrich Heine (1834)' 

B. ORIENTIERUNGEN DER UMWELTPOLITIK 

I. Theoretische Aspekte des "laisser-fairen 

1. Marktversagen 

Gegen Ende des 17. Jahrhunderts begann die mächtige Idee der in- 
dividuellen Freiheit das Weltbild des Mittelalters allmählich abzulö- 
~ e n . ~  Die Vorstellung einer natürlichen harmonischen Ordnung 
freier Bürger drängte den Staat in eine subsidiäre Rolle und wurde 
die Basis für die Befreiung des Individuums von seiner "selbstver- 
schuldeten Unmündigkeit" (Kant). Den Ideen der Zeit folgend grif- 
fen Ökonomen den von politischen Philosophen entwickelten Ge- 
danken auf und machten ihn unter dem Schlagwort "laisser-faire" zu 
einer nützlichen Waffe gegen den Merkantilismus und für den Frei- 
handel. Doch wie so oft in der Ideengeschichte ist in der Folge der 
richtige Kern des Gedankens durch seine Verallgemeinerung über- 
zogen worden. Aus der Forderung nach Liberalisierung des interna- 
tionalen Handels folgte bald die Forderung nach einem Rückzug des 
Staates aus der "Privatökonornie" überhaupt. Die Nichtintervention 

Heinrich Heine, Über Deutschland, Zur Geschichte der Religion und Philo- 
sophie in Deutschland, Hamburg 1861, S. 183. 
Verwiesen sei hier insbesondere auf John Locke. Mir liegt eine Ausgabe sei- 
nes wichtigsten Werkes mit einer längeren Einleitung des Herausgebers vor: 
John Locke, Zwei Abhandlungen über die Regierung, herausgegeben und 
eingeleitet von Walter Euchner, Frankfurt 1%7. 



des Staates wurde als ein Gebot ökonomischer Einsicht verstanden. 
So verbanden sich politischer und ökonomischer Liberalismus, stütz- 
ten sich gegenseitig und wurden schließlich als Einheit verstanden. 
Diese fortdauernde und oberflächliche Symbiose ist nicht nur ables- 
bar an wirtschaftspolitischen Grundsatzentscheidungen, sie reicht bis 
zu scheinbar pragmatischen Tagesfragen der Wirtschaftspolitik. Ins- 
besondere im Zusammenhang mit der Politik zum Schutze der Um- 
welt tritt die aus ihr folgende Sichtweise unübersehbar hervor. Der 
gebremste Gestaltungswille des politisch-administrativen systems in 
bezug auf den Umweltschutz hat in diesem falsch verstandenen Li- 
beralismus seine geistigen Wurzeln. 

Die herrschende Einschätzung der Umweltpolitik knüpft vor al- 
lem an der Erfahrung an, daß Umweltpolitik aus der Natur der Sa- 
che heraus oder weil sie in der Tradition der Gewerbeordnung be- 
trieben wird, besonders interventionsintensiv ist. Interventionen aber 
sind mit einer Verminderung der Effizienz des ökonomischen Pro- 
zesses verbunden, also mit Einkommensverlusten. Deshalb und weil 
Interventionen vielfach aus sich heraus immer neuen Interventions- 
bedarf erzeugen - auch eine jener falschen Verallgemeinerungen von 
unter bestimmten Bedingungen richtigen Ideen -, wird letztlich die 
marktwirtschaftliche Ordnung in Gefahr gesehen. Und dies heißt vor 
dem Hintergrund der erwähnten Symbiose zugleich Gefahr für die 
politische Freiheit. In der Schlagwortwelt der Politik wird daraus un- 
reflektiert eine antinomische Beziehung zwischen Umweltschutz und 
einem mit Wachstum gleichgesetzten Wohlstand. Kommt noch die 
Vorstellung dazu, daß die Stabilität des politischen und sozio-öko- 
nomischen Systems vom Wachstum abhängig ist, dann hat man zwi- 
schen Umweltschutz und politischer Freiheit schnell einen Zusam- 
menhang konstruiert. Dies zusammengenommen mit den erwähnten 
Illusionen und noch zu behandelnden gesamtwirtschaftlichen Theo- 
rien läßt eine retardierende, nur auf die offenkundigsten und drän- 
gendsten Probleme antwortende Umweltpolitik als rational erschei- 
nen. 

Doch diese Annahmen, Argumente und Ängste sind unbegründet. 
Für sie sprechen zwar scheinbar die einzelwirtschaftliche Evidenz 
und die oberflächlichste aller Interpretationen des Liberalismus, 
aber jede differenzierte Betrachtungsweise macht klar, daß sich bei- 
spielsweise die guten Argumente für den Freihandel nicht allgemein 

auf das Verhältnis von Staat und Wirtschaft übertragen lassen. Auch 
stehen dem aus Interventionen folgenden Effizienzverlust unter Um- 
ständen an anderer Stelle konkrete ökonomische Vorteile gegen- 
über. Abweichungen vom "laisser-faire" können für die Gesellschaft 
sogar essentiell sein. Schließlich sollten Ökonomen nicht übersehen, 
daß Adam Smith oder auch John Stuart Mi11 die Rolle des Staates 
anerkannt und bezogen auf die Verhältnisse ihrer Zeit sogar präzi- 
siert haben. Sie hatten offensichtlich keine Probleme, dem Staat be- 
stimmte Aufgaben über das Setzen von allgemeinen Rahmenbedin- 
gungen hinaus zu übertragen und gleichzeitig ihrem Verständnis des 
privatwirtschaftlichen Systems folgend, dieses im übrigen sich selbst 
zu ~berlassen.~ Ihr theoretisches Problem war, zu beweisen, daß 
"laisser-faire" zu vernünftigen Ergebnissen führt, und zwar ganz un- 
abhängig davon, wo in der jeweiligen historischen Situation die 
Trennungslinie zwischen Staat und Privatwirtschaft, zwischen "pri- 
vate and public ends" gezogen wird. 

Der theoretische Kern des ökonomischen Liberalismus besteht in 
der Aussage, daß in einem Marktsystem alle Ressourcen optimal 
eingesetzt werden und somit das Gesamtprodukt ein Maximum er- 
reicht. Diese Situation zeichnet sich dadurch aus, bzw. wird geradezu 
dadurch definiert, daß jede Änderung der Allokation zu einer subop- 
timalen Ausbringung führt oder jedermann seine ökonomische Situa- 
tion nur noch auf Kosten von anderen verbessern kann (Pareto-Op- 
timum). Der Nachweis, daß dieses Ergebnis möglich ist, kann unter 
bestimmten Bedingungen ohne weiteres erbracht werden. Daraus 
wird jedoch vielfach der Schluß gezogen, daß es Marktversagen nicht 
geben k a m  und Effizienzverluste oder gesamtwirtschaftliche Pro- 
bleme nur mit staatlichen Interventionen erklärbar sind. Und genau 
dieser Schluß ist unzulässig. 

Gegenüber praktischer Erfahrung ist diese "laisser-faireu-Position 
aus mindestens zwei Gründen immun. Erstens gab und gibt es immer 
staatliche Aktivitäten oder zumindest Rahmenregelungen, die für 
Abweichungen vom Optimum verantwortlich gemacht werden kön- 
nen. Zweitens können sich die Verfechter dieser Position darauf be- 

Vgl. Otto Schlecht, Die Genesis des Konzepts der Sozialen Marktwirtschaft, 
in: Schriften des Vereins für Socialpolitik, Neue Folge, Band 116, Berlin 1981, 
S. 9 ff. 



rufen, daß das Optimum den Gleichgewichtszustand am Ende aller 
Anpassungen beschreibt. Probleme der Anpassungsphase, d.h. in der 
"transitional period auftretende Friktionen, werden "auf Dauer" 
überwunden, wenn nur der Staat nicht interveniert. So gab und gibt 
es für "laisser-faireu- Ökonomen vermeintlich keinen Grund, ihre op- 
timistische Position aufzugeben oder sich von konkreten Markter- 
gebissen irritieren zu lassen. 

Die Doktrin des "laisser-faire" kann nur theoretisch angegriffen 
werden. Und das wurde sie auch von Anfang an. Folgt man 2.B. J. M. 
Keynes, dann ist Cairnes vielleicht der erste orthodoxe Ökonom ge- 
wesen, der sie frontal angegangen ist. Cairnes hielt die Doktrin für 
wissenschaftlich nicht begründet. Sie sei, so sagt er, bestenfalls eine 
bequeme Handlungsregel." Spätestens seit Marshall und bis in die 
70er Jahre dieses Jahrhunderts war dies - möglicherweise nur mit 
Ausnahme von F. A. von Hayek - die Sichtweise aller hervorragen- 
den Ökonomen. Für die Kritik an der makroökonomischen Gleich- 
gewichtsverheißung des Marktmodells steht vor allem Keynes' Ge- 
neral Theory. Für die Kritik an der hier interessierenden mikroöko- 
nomischen Allokationseffizienz steht Arthur Cecil Pigou mit seinem 
Werk "Econornics of Welfare".s Seine Position blieb jahrzehntelang 
unangefochten. In jüngster Zeit wird sie aber von einer offenbar 
mächtiger werdenden theoretischen Richtung attackiert, deren Sieg 
den Rückzug des Staates insbesondere auch aus der Umweltpolitik 
bedeuten würde. 

Das Optimum der "laisser-fairen-Welt beruht auf der Vorstellung, 
daß erstens die Preise, welche unmittelbar in das Kosten- und Er- 
tragskalkül der einzelnen Produzenten eingehen, die Entscheidungs- 
situation vollständig abbilden und zweitens, daß die Präferenzen aus- 
schließlich auf marktfähige Güter gerichtet sind. Wenn dies richtig 
wäre, könnte man tatsächlich das gesamtwirtschaftliche Optimum 
begreifen als die Summe einzelwirtschaftlicher Optimierung. Der 
mikroökonomische Standpunkt wäre identisch mit dem volkswirt- 
schaftlichen. Jede staatliche Intervention würde dann zwangsläufig 

Vgl. John Maynnrd Keynes, The End of Laissez-Faire, in: The Collected Writ- 
ings of J.M.K., Vol. E, Essays in Persuasion, (1931), Cambridge 1972, S. 
281 f. 
Afihur C. Pigou, The Econornics of Welfare, (1920), London 1952. 
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zu suboptimalen Strukturen führen. Pigou hat demgegenüber ge- 
zeigt, daß die Verabsolutierung des mikroökonomischen Entschei- 
dungskalküls ein Irrtum ist. Nicht berücksichtigt werden nämlich alle 
jene ökonomischen Folgewirkungen, die von anderen Akteuren ge- 
tragen werden müssen. Sie verschwinden nicht aus dem ökonomi- 
schen Gesamtzusammenhang, sondern beeinflussen deren Entschei- 
dungen und verändern so die Preis- und Produktionsstruktur. Pigou 
belegt mit einer Fülle von Beispielen die Allgegenwärtigkeit dieser 
als Externalitäten bezeichneten Effekte. Dem Optimum des Markt- 
modells stellt er deshalb eine Welt gegenüber, in der Externalitäten 
durch staatliche Interventionen internalisiert werden. Diese Idee der 
"Optimierung des Otpimums" durch intelligente Eingriffe mußte die 
"laisser-faireu-Theoretiker herausfordern, zumal eine Tendenz zur 
Internalisierung externer Effekte durch den Markt nicht nachzuwei- 
sen war und somit das Argument eines lediglich in der "transitional 
period existierenden Problems nicht mehr vorgebracht werden 
konnte. Das Versagen des Marktes auf Dauer rechtfertigt nicht nur 
staatliche Interventionen, sie müssen von einer der Wohlfahrt ver- 
pflichteten Politik auch vorgenommen werden. 

2. Pigou versus Coase 

Die Pigousche Attacke auf die von "certain optimistic followers of 
the classical economists"6 vertretene Interpretation des "laisser- 
faireu-Modells hat in den 60er Jahren zu einer Gegenoffensive durch 
die Property Rights-Theorie geführt. In dieser wird vielfach "eine 
Erweiterung des analytischen Bezugsrahmens der Wirtschaftstheo- 
rie" und sogar "eine radikale, ja revolutionäre Neuorientierung der 
Wirtschaftswissenschaft" gesehen7 Ausgangspunkt ist die wiederent- 
deckte Einsicht, daß Marktprozesse innerhalb eines institutionell- 
rechtlichen Rahmens ablaufen und von diesem zum Teil erheblich 
beeinflußt werden. Das unstreitige Axiom besagt, daß Tauschhand- 
lungen prinzipiell Eigentum oder spezifizierte Verfügungsrechte 
voraussetzen. Güter oder Rechte, auf die es keine verbrieften An- 

Ebenda, S. 127. 
Alfred Schüller (Hrsg.), Property Rights und ökonomische Theorie, München 
1983, S. VII. Einführung. 



Sprüche gibt, sind frei und werden deshalb extensiv genutzt. Die Ei- 
gentumsrechtetheorie erklärt daher den Raubbau an der Natur als 
Konsequenz staatlichen Versagens bei der Institutionalisierung von 
Verfügungsrechten über die Umwelt. Der Vorwurf von Marktversa- 
gen im Pigouschen Sinne wird zurückgewiesen, weil das Instrument 
Markt ohne spezifizierte Eigentumsrechte von vornherein nicht grei- 
fen kann. 

Exklusive Eigentumsrechte sind demnach die Voraussetmng für 
den sorgsamen Umgang mit knappen Ressourcen. Wieviel externe 
Effekte hingenommen und wieviel zurückgewiesen (internalisiert) 
werden, darüber entscheiden dann nur die unmittelbar Betroffenen. 
Die überlegene Effizienz einer marktendogenen Internalisierung 
versucht R. H. Coase an einem inzwischen berühmt gewordenen 
Beispiel zu dem~nstrieren.~ Coase schildert den Fall, in dem ein 
Farmer durch frei herumlaufendes Vieh seines Nachbarn Ernteaus- 
fälle hat. Der dadurch entstehende Konflikt wird nach Coase in der 
"Pigouschen Tradition" so gelöst, daß der Viehzüchter an den Far- 
mer eine "Pigou-Steuer" in Höhe des verursachten Ernteschadens zu 
zahlen hat. Aber dieser Weg der Internalisierung, der im übrigen 
dem sogenannten Verursacherprinzip entspricht, ist nur einer von 
vielen und unter Umständen nicht der optimale. Coase behauptet in 
diesem Zusammenhang völlig zu Recht, daß das Externalitätenpro- 
blem reziproker Natur ist und es daher ökonomisch willkürlich ist, 
von vornherein dem Verursacher die Internalisierung anzulasten. Als 
Verursacher kann tatsächlich auch der Farmer angesehen werden, 
der auf seinen grenznahen Äckern "partout" Getreide anbauen will. 
Bei dieser Sicht des Problems könnte man vom Farmer etwa verlan- 
gen, auf eigene Kosten einen Zaun zu errichten, selbst zur Viehwirt- 
Schaft überzugehen oder den Viehzüchter zu veranlassen, die Vieh- 
haltung einzuschränken, um nur einige denkbare Lösungen zu nen- 
nen. Aber wie findet man die ökonomisch vorteilhafteste Lösung des 
Externalitätenproblems? 

Die zentrale Bedingung für die optimale Allokation der Res- 
source Boden, d.h. für die Maximierung des Produktionswertes bei- 
der Böden zusammen, ist der Ausgleich der Grenzerträge. Das ist 

Vgl. Ronald H. Coase, The Problem of Social Cost, The Journal of Law and 
Economics, 1960, Vol. 111, S. 1 ff. 

der Fall, wenn das gerade noch für die Viehwirtschaft eingesetzte 
Stück Land den gleichen Ertrag hat wie das für den Getreideanbau 
verwendete. Wenn Farmer und Viehzüchter eine Person wären, 
würden von vornherein Lösungen mit diesem Ziel angestrebt wer- 
den. Der Generalunternehmer würde versuchen, den Boden so in 
Acker- und Weideland aufzuteilen, daß der Grenzertrag in beiden 
Verwendungsarten gleich hoch wäre. Dieses Produktionsoptimum ist 
selbstverständlich unabhängig von den Eigentumsverhältnissen und 
den Regelungen über die Schadenshaftung, sondern ausschließlich 
von relativen Preisen und der Produktionstechnik determiniert. Die 
entscheidende Frage ist nun aber, ob die beiden Parteien auch prak- 
tisch zu dieser optimalen Lösung kommen, und zwar unabhängig von 
der Art staatlicher Haftungsregelungen. Das vieldiskutierte Coase- 
Theorem bejaht diese Frage. Es setzt lediglich voraus, daß über- 
haupt Rechtspositionen festgelegt sind, denn erst dann können Ver- 
handlungen sinnvoll eingeleitet und zum Beispiel Kompensations- 
zahlungen vereinbart werden. Auf Dauer - so Coase - werden die 
beiden Kontrahenten den Faktor Boden so einsetzen, wie ihn auch 
ein Generalunternehmer einsetzen würde. 

Die Coasesche Argumentation ist auf den ersten Blick schlüssig 
d zugleich faszinierend. Am Horizont erscheint die Vision einer 
terventionsfrei funktionierenden Wirtschaft. Der Staat tritt in den 
intergrund, weil er kaum in der Lage ist, die optimalen Lösungen 

erkennen, an denen er seine Interventionen ausrichten könnte. 
Eine solche generelle Schlußfolgerung ist allerdings voreilig. über- 

n wird dabei vor allem, daß Property Rights-Theoretiker regel- 
ig nur anhand einfacher bilateraler "bargaining-Fälle" argumen- 

tieren. Damit wird aber das Problem auf eine Ebene heruntertrans- 
poniert, auf der die typischerweise diffusen Externalitäten der Pro- 
duktion nicht auftauchen und nicht behandelt werden können. Je- 
denfalls ist die Lösung beispielsweise des Luftreinhalteproblems auf 
dem Verhandlungsweg nur schwer vorstellbar. Aber auch wenn man 

llkommene Information aller Beteiligten unterstellt, bleibt das 
oblem, wie und mit welchem Aufwand diese "an einen Tisch zu 

ringen sind, um einen Konsens zu finden. Es st$ll$ sich dann die 
age nach den Transaktionskosten. 

r Transaktionskosten werden alle jene Kosten verstanden, 
die Spezifizierung und Durchsetmng der Eigentumsrechte, 


































































































































































